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II. Miscellen. 



1) Geld- Bank- und Finanzwesen. 

— e. Emission der englischen Bank. — Nach dem Economist vom 
10. Februar hat ein Order in Council die englische Bank ermächtigt, 
350,000 L. St. Noten mehr gegen Securitätendeckung (upon sccurities) 
auszugeben. Die Acte von 1844 gestattet, a /s der eingegangenen Land- 
banknotencirculation der Nationalbank zuzulegen. Hiemit hängt die 
neue Ermächtigung zusammen, welche die bisherige Emission gegen 
Securitäten von 14,650,000 auf 15,000,000 L.St. bringt. — Inzwischen 
ist die Zettelbankfrage auch in England wieder in regster Discussion 
begriffen. Ein zweiter Artikel der so eben citirten Numer des Eco- 
nomist sagt, der Kern der Frage liege in der Sicherung grösserer 
Baarvorräthe. Bankfreiheit werde diese so sicher schaffen als Handels- 
freiheit die reichlichste Versorgung mit Thee sichere. Denselben Stand- 
punkt nimmt eine Denkschrift von Liverpooler Kaufleuten ein, welche 
die Emission von Zetteln über 5 L. St. freigegeben und das ameri- 
kanische Deckungssystem durch Deposition von Fonds beim comptroler 
of the currency in England recipirt sehen will (Economist 27. Jan.). 
Ganz anders, und zwar im Sinn des stricten Monopols der Bank von 
Frankreich, sprach sich Baron James Rothschild vor der Pariser 
Enquetcommission aus. (Econ. 17 Febr. 1866, u. f.) 



Preuss. Verordnung vom 12. Mai 1866 über die vertrags- 
massigen Zinsen (auf Grund des Artikels 63 der Verfassungs-Urkunde 
vom 31. Januar 1850). 

§. 1. Die bestehenden Beschränkungen des vertragsmüssigen Zins- 
satzes und der Höhe der Konventionalstrafen, welche statt der Zinsen 
für den Fall der zur bestimmten Zeit nicht erfolgenden Rückzahlung 
eines Darlehns bedungen werden, sind für Darlebne, zu deren Sicherheit 
nicht unbewegliches Eigenthum verpfändet wird, aufgehoben. 

Dergleichen Darlehne kann der Schuldner, auch wenn ein spä- 
terer Zahlungstermin verabredet ist, jederzeit kündigen, und 
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nach Ablauf einer dreimonatlichen Frist zurückzahlen , sofern der 
Zinssatz oder die Kon ventional- Strafe sechs Prozent abersteigt. 

g. 2. Wird die Zahlung eines solchen Kapitals — §. 1 — ver- 
zögert, so bleibt, wenn ein höherer, als der für Zögerungszinsen 
bestehende Zinssatz bedungen war, dieser höhere Zinssatz auch für 
die Zögerungszinsen massgebend. 

§. 3. Die privatrechtlichen Bestimmungen in Ansehung der Zinsen 
von Zinsen und die für die gewerblichen Pfandleih-Anstalten gegebenen 
Vorschriften werden durch dieses Gesetz nicht geändert. 

g. 4. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung in 
Wirksamkeit. 



Gründung öffentlicher Darlehnskassen und die Ausgabe 
von Darlehnskassenscheinen in Preussen. — Eine K. Verordnung 
vom 18. Mai 1866 lautet: (auf Grund des Artikels 63 der Verfassungs- 
Urkunde vom 31. Januar 1850). 

§. 1. In Berlin und in den Orten, wo Filial- Anstalten der Preus- 
sischen Bank bestehen, sollen, wo es erforderlich ist, Darlehnskassen 
errichtet werden, mit der Bestimmung, zur Abhilfe des Kreditbe- 
dürfnisses, vorzugsweise zur Beförderung des Handels- und Gewerbe- 
betriebs, gegen Sicherheit Darlehne zu geben. 

Zur Vermittelung der Darlehnsgeschäfte und zur Bildung von 
Depots können die Darlehnskassen auch an Orten, wo Filial- Anstalten 
der Preussischen Bank nicht bestehen, Agenturen errichten: 

g. 2. Für den ganzen Betrag der bewilligten Darlehne soll unter 
der Benennung „Darlehns-Kassenscheine" ein besonderes Geld- 
zeichen ausgegeben werden. Es vertreten diese Scheine in Zahlungen 
die Stelle des baaren Geldes; sie werden bei allen öffentlichen Kassen 
nach ihrem vollen Nennwerthe angenommen, im Privatverkehr tritt ein 
Zwang zu deren Annahme nicht ein. 

Es darf kein Darlehns-Kassenschein ausgegeben werden, für welchen 
nicht nach der Bestimmung des g. 4 genügende Sicherheit gegeben 
worden ist. 

Der Gesammtbetrag der Darlehns-Kassenscheine soll fünf und 
zwanzig Millionen Thaler nicht überschreiten. 

§. 3. Die Darlehne können nur im Betrage von wenigstens Fünfzig 
Thalern , in der Regel nicht auf längere Zeit als drei , und nur aus- 
nahmsweise bis zu sechs Monaten gewährt werden, 
g. 4. Die Sicherheit kann bestehen: 
1) in Verpfändung im Inlande lagernder, dem Verderben nicht aus- 
gesetzter Waaren, Boden- und Bergwerks-Erzeugnisse und Fabrikate 
in der Regel bis zur Hälfte, ausnahmsweise bis zu zwei Drittheilen 
ihres Schätzungswerts nach Verschiedenheit der Gegenstände und 
ihrer VerkäufJichkeit. 
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2) in Verpfändung inländischer Staats- oder unter Genehmigung des 

Staats von Korporationen oder Gesellschaften ausgegebener Pa- 
piere mit einem Abschlag vom Kourse oder marktgängigen Preise. 

Papiere , welche nicht auf den Inhaber lauten , müssen der Dar- 

lehnskasse cedirt werden. 

§. 5. Fabrikate, welche einem bedeutenden Preiswecbsel unter- 
liegen , werden nur dann als Unterpfand angenommen , wenn sich 
zugleich eine dritte sichere Person für die Erfüllung des Darlehns- 
vertrages verbürgt. 

§. 6. Bei Waaren- , Boden- und Bergwerks-Erzeugnissen und Fa- 
brikaten, welche nach ihrer Natur oder nach der in Handelsstädten 
üblichen Art der Aufbewahrung, oder weil sie sich nicht in Gewahrsam 
des Verpfänders befinden, entweder gar nicht oder doch nicht ohne 
erhebliche Schwierigkeit und Kosten dem Pfandgläubiger körperlich 
übergeben werden können, darf ausnahmsweise unter Aufhebung der 
beschränkenden Bestimmung des Artikels 2Ü76 des Rheinischen bürger- 
lichen Gesetzbuchs auch im Bezirke des Appellations- Gerichtshofes zu 
Cöln die Verpfändung durch symbolische Uebergabe (Art. 1606 und 
1607 a. a. 0.) verwirklicht werden. 

§. 7. Der Zinsfuss bei der Bewilligung der Darlehne darf der 
Regel nach nicht unter den für den Lombard- Verkehr der Preussischen 
Bank bestehenden Sätzen bestimmt werden. 

§. 8. Das Unterpfand haftet für Kapital, Zinsen und Kosten ; diese 
letzteren Nebenforderungen können von der Darlehnssumme sogleich 
gekürzt werden. 

§. 9. Wird zur Verfallzeit nicht Zahlung geleistet, so kann die 
Darlehnskasse durch einen ihrer Beamten oder einen vereideten Makler 
das Unterpfand verkaufen und sich aus dem Erlöse bezahlt machen. 

Selbst erwerben kann die Darlehnskasse das Unterpfand nur im 
Wege des Meistgebots bei einem öffentlichen Verkauf. 

Die in den Artikeln 2074, 2075 und 2078 des Rheinischen bürger- 
lichen Gesetzbuchs vorgeschriebenen Förmlichkeiten finden auf die 
Darlehnskassen keine Anwendung. Die Eintragung des Darlehnsver- 
trages in die Bücher der Darlehnskasse hat die rechtliche Wirkung 
einer öffentlichen Urkunde. 

§. 10. Auch wenn der Schuldner in Konkurs geräth, bleibt die 
Darlehnskasse zum aussergerichtlichen Verkauf des Unterpfandes be- 
rechtigt. 

§. 11. Die Darlehnskassen bilden selbstständige Institute mit den 
Eigenschaften und Rechten juristischer Personen. Denselben stehen 
alle Rechte des Fiskus, die Stempel-, Sportel- und Portofreiheit in dem- 
selben Umfange wie der Preussischen Bank zu. 

§. 12. Die Verwaltung der Darlehnskassen übernimmt für Rechnung 
des Staats unter der oberen Leitung des Finanz-Ministers die Preus- 
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sischeBank, jedoch mit strenger Absonderung von ihren übrigen 
Geschäften. Die allgemeine Administration wird in Berlin durch eine 
besondere Bankabtheilung unter der Benennung »Haupt- Verwaltung der 
Darlehnskassen« gefübrt. Ausserdem wird für jede Darlehnskasse ein 
besonderer, von ihr rcssortirender Vorstand ernannt, wozu auch Mit- 
glieder des Handels- oder Gewerbestandes gehören sollen. 

Das Interesse des Staats wird bei jeder Darlehnskasse durch einen 
besonderen , von dem Finanz - Minister zu ernennenden Regierungs- 
Bevollmächtigten vertreten. 

g. 13. Die Eröffnung der Darlehnskassen ist nebst dem Namen 
des Regierungs-Bevollmächtigten und der Mitglieder des Vorstandes 
durch das Amtsblatt zur allgemeinen Kenntniss zu bringen. 

§. 14. Von den Vorstandsmitgliedern aus dem Handels- oder 
Gewerbestand haben stets je zwei im wöchentlichen Wechsel die Ge- 
schäfte der Darlehnskasse zu begleiten und die Beobachtung der Be- 
stimmungen zu überwachen. 

§. 15. Der Regierungs - Bevollmächtigte muss von sämmtlichen 
Geschäften Kenntniss nehmen und hat bei allen Anträgen auf Be- 
willigung von Darlehnen das Versagungsrecht. 

Die Bestimmung des Abschlags von dem Eourse oder marktgängigen 
Preise der zu verpfändenden Papiere steht nach Anhörung des Vorstandes 
dem Regierungs- Bevollmächtigten zu. 

g. 16. Der Zinsertrag der Darlehnskassen soll nach Abzug der 
Verwaltungskosten zur Deckung etwaiger Ausfälle und zur Wieder- 
einlösung der Darlehns-Kassenscheine verwendet werden. 

§. 17. Die Darlehns-Kassenscheine werden auf Beträge zu einem, 
fünf und zehn Thalern ausgestellt. Ueber das Verhältniss, in welchem 
bei der Ausgabe von fünf und zwanzig Millionen Thalern von den ein- 
zelnen Abschnitten Gebrauch zu machen ist, werden von dem Finanz- 
Minister massgebende Bestimmungen getroffen. 

Die Darlehns-Kassenscheine werden von der Haupt- Verwaltung 
der Darlehnskassen ausgefertigt , von der zur Kontrole der Ausgabe 
der Banknoten durch die Ordre vom 16. Juli 1846 (Gesetz-Sammlung 
Seite 264) ernannten Kommission zum Zeichen , dass nicht mehr als 
der zulässige Betrag im Umlauf ist , mit einem Stempel versehen und 
den Darlehnskassen nach Verhältniss des Bedarfs übergeben. 

Der Finanz-Minister hat den Betrag der umlaufenden Darlehns- 
Kassenscheine monatlich zur allgemeinen Kenntniss zu bringen. 

§. 18. Sobald das Bedürfniss zur Fortdauer einer Darlehnskasse 
nicht mehr besteht, hat der Finanz-Minister deren Auflösung zu ver- 
fügen und öffentlich bekannt zu machen. 

Nach Erfüllung des Zwecks der Darlehnskassen, spätestens in 
drei Jahren, sollen alle Darlehner-Kassenscheine wieder eingezogen 
werden. 
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§. 19. Wer einen Darlehns • Kassenschein nachmacht oder ver- 
fälscht oder dergleichen nachgemachte oder verfälschte wissentlich 
verbreiten hilft, unterliegt den Bestimmungen der^§§ 121 und 122 des 
Strafgesetzbuchs. 

§. 20. Die Ausführung dieser Verordnung wird dem Finanz- 
Minister übertragen. 

Banknoten-Geseta in Oesterreich. — Um den Staat in die 
Lage zu setzen, den durch die äusseren Verwickelungen und Kriegs- 
bedrohungen gesteigerten Anforderungen an die Finanzen in einer 
Weise Genüge zu leisten, dass einerseits Meinen Völkern eine Ver- 
mehrung der Steuerlasten nicht aufgebürdet werde, andererseits die 
bisherigen, mit grossen finanziellen und volkswirtschaftlichen Opfern 
erzielten Erfolge in Anbahnung einer festen Landeswährung thunlichst 
erbalten bleiben, finde Ich mit Beziehung auf §. 9 des zwischen der 
Staats- Verwaltung und der privilegirten Oesterreichischen Nationalbank 
am 3. Jänner 1863 abgeschlossenen Uebereinkommens , nach Anhörung 
des Minister-Raths und auf Grund Meines Patentes vom 20. September 
1865 anzuordnen, wie folgt: 

I. 

Die nach §. 9 des gedachten Uebereinkommens und nach §. 12 der 
Statuten der privilegirten Oesterreichischen National - Bank diesem 
Institute nur vorläufig noch belassene Ermächtigung, Noten zu 1 Fl. 
und zu 5 Fl. Oesterreichischer Währung im Umlaufe zu halten, wird 
mit dem Tage der Veröffentlichung dieses Gesetzes eingestellt und es 
werden die Banknoten dieser Kategorien zu Lasten der Staats- Ver- 
waltung übernommen. 

In Folge dessen verlieren vom Tage der Veröffentlichung dieses 
Gesetzes angefangen diese Werthzeichen zu 1 Fl. und zu 5 Fl. ihre 
Eigenschaft als Banknoten. Die privilegirte Oesterreichische National- 
Bank wird der Verbindlichkeit enthoben, dieselben einzulösen, sie ferner 
als eine Schuld der National-Bank auf ihren Büchern zu führen und in 
die öffentlichen Nachweisungen des Banknotennmlaufes einzubeziehen. 

Dagegen werden diese Noten zu 1 Fl. und zu 5 Fl. kraft des 
gegenwärtigen Gesetzes als Staatsnoten erklärt, bis zu ihrer durch 
den Staat vorzunehmenden Einziehung im Umlaufe zu Lasten des 
Staates erhalten, von allen landesfürstlichen Kassen und Aemtern bei 
allen Zahlungen , die nicht in Folge besonderer gesetzlicher Bestim- 
mungen in klingender Münze entrichtet werden müssen, an Zahlungsstatt 
in ihrem Nennwerthe angenommen , und auch bei allen Zahlungen des 
Staates, bei denen nicht ausdrücklich die Leistung in klingender Münze 
festgesetzt ist, an Zahlungsstatt im Nennwerthe gegeben. 

Desgleichen ist kraft des gegenwärtigen Gesetzes , jedoch unbe- 
schadet der in der Kaiserlichen Verordnung vom 7. Februar 1856, 
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Reichsgesetzblatt Nr. 21 , und in dem Patente vom 27. April 1858, 
Reichsgesetzblatt Nr. 63 enthaltenen Bestimmungen Jedermann aus- 
nahmslos verpflichtet, diese Noten zu 1 Fl. und 5 Fl. nach dem vollen 
Nennwerthe in Zahlung anzunehmen. 

II. 

Die Noten zu 1 Fl. und zu 5 Fl. werden unter die Ueberwachung 
der Kommission zur Kontrole der Staatsschuld gestillt; dieselbe hat 
die Umlaufsmenge dieser Werthzeichen am Uebernahmstage genau zu 
erheben und monatlich einen Ausweis über den jeweiligen Umlauf der- 
selben, welcher den Betrag von 150 Millionen Gulden Oester.-W. nicht 
übersteigen darf, zu veröffentlichen. 

III. 

Die privilegirte Oesterreichische National-Bank wird kraft dieses 
Gesetzes verpflichtet, das Aequivalent für die vom Staate übernommene 
Verbindlichkeit zur Einlösung der Noten zu 1 Fl. und zu 5 Fl. bis 
zum Gesammtbetrage der unter Mitwirkung der Kommission zur Kon- 
trole der Staatsschuld erhobenen Umlaufssumme der Noten zu 1 Fl. 
und zu 5 Fl. dem Staate sofort in Banknoten höherer Apoints zu leisten. 

IV. 

Der Zeitpunkt und die Art der Einlösung der Staatsnoten zu 1 Fl. 
und zu 5 Fl. wird durch ein besonderes Gesetz bestimmt werden. 

Mein Finanz- Minister ist mit dem Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. 

Wien, am 5. Mai 1866. 

Franz Joseph. 

Münzvertrag der Schweiz, Belgiens, Frankreichs und Italiens. 

Art. 1. Die Schweiz, Belgien, Frankreich und Italien konstitniren 
sich als einen Verein in Betreff des Gewichtes, des Gehalts, der Form 
und des Kurses ihrer Gold- und Silbermünzsorten. 

In der Gesetzgebung betreffend die Billonmünzen wird zunächst von 
keinem der vier Staaten etwas geändert. 

Art. 2. Die hohen vertragschliessenden Theile verpflichten sich, 
keine Goldmünzen nach anderen Werthsätzen als in Stücken von Fr. 100, 
Fr. 50, Fr. 20, Fr. 10, Fr. 5 und zwar hinsichtlich des Gewichts, des 
Gehalts, der Toleranz und des Durchmessers nach folgenden Bestimmungen 
zu prägen oder prägen zu lassen. 



Fehler- 



Fr. 



Richtiges Gew. 


grenze im 
Gewicht. 


100 32«r. 258,06) 
50 16«r. I29,03j 
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8 /lOOO 


6 1 612,90 


Viooo 
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21 „ 
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17 . 



Miscellen. 447 

Sie werden bei ihren öffentlichen Kassen , die im einen oder dem 
andern der vier Staaten nach vorstehenden Bedingungen geprägten Gold- 
stücke zulassen, unter Vorbehalt des Ausschlusses jedoch solcher Stacke, 
deren Gewicht durch Abnutzung um Vi /» unter die oben bezeichneten 
Fehlergrenzen vermindert, oder deren Gepräge verschwunden sein seilte. 

Art. 3. Die vertragschliessenden Regierungen verpflichten sich, 
silberne Fünffranken nur in hienach bezeichnetem Gewicht, Gehalt, 
Toleranz und Durchmesser zu prägen oder prägen zu lassen. 

Fehlergrenze Fehlergrenze 

Gewicht j„ bewirbt Fei ngehalt. im Durchmesser. 

Feingehalt. 
25 Grammes. 8 /i»o« 800 /« 00 » '/»»•» 37 Millim. 

Sie werden die Münzen bei ihren öffentlichen Kassen annehmen 
unter Vorbehalt des Ausschlusses derjenigen, deren Gewicht durch Ab- 
nutzung um 1°/» unter der oben bezeichneten Toleranzgrenze vermindert 
oder deren Gepräge verschwunden sein sollte. 

Art. 4. Die hohen vertragschliessenden Theile werden von nun 
an Silbermünzen von Fr. 2 , 1 , 50 Centimes und 20 Centimes nach 
folgenden Vorschriften betreffend Gewicht, Gehalt, Toleranz und Durch- 
messer prägen lassen: 



Münzstück. 


Gewicht. 
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Diese Münzen sollen von den Regierungen, die sie ausgegeben 
haben , eingeschmolzen werden , sobald sie durch Abnutzung um 5 °/» 
unter der oben bezeichneten Toleranzgrenze vermindert oder ihr Gepräge 
verschwunden sein wird. 

Art. 5. Die Silbermünzen von Fr. 2, 1, 50 und 20 Centimes, die 
nach andern Verhältnissen als den im vorgehenden Artikel bestimmten 
geprägt sind, sollen bis zum 1. Januar 1869 aus dem Verkehr zurück- 
gezogen sein. 

Diese Frist wird verlängert bis zum 1. Januar 1878 für die in der 
Schweiz kraft Gesetz vom 31. Januar 1860 ausgegebenen 1- und 
2Frankenstücke* 

Art. 6. Die nach den Vorschriften des Art. 4 geprägten Silber- 
münzen sollen für die Privaten des Staates, der sie geprägt hat, bis 
zum Belaufe von Fr. 50 auf jeder Zahlung gesetzlichen Kurs haben. 

Der Staat, der sie ausgegeben bat, wird sie von seinen Landes- 
angehörigen ohne Betragsbeschränkung annehmen. 

Art. 7. Die öffentlichen Kassen jedes der vier Staaten werden die 
von einem oder mehreren der anderen vertragschliessenden Staaten 
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gemäss Art. 4 geprägten Silbermünzen bis zum Belaufe von Fr. 100 
auf jeder Kasse gemachte Zahlungen annehmen. Die Regierungen von 
Belgien, Frankreich und Italien werden gleichermassen bis zum 1. Januar 
1678 die schweizerischen, gemäss dem Gesetz vom 31. Januar ausge- 
gebenen Ein- und Zweifrankenstückc annehmen, die in jeder Hinsicht 
auf besagte Zeitdauer den nach den Vorschriften des Art. 4 geprägten 
gleichgestellt sind. 

Alles unter den im Art. 4 gemachten Vorbehalten betreffend die 
Abnutzung. 

Art. 8. Jede der vertragschliessenden Regierungen verpflichtet 
sich, von Privaten oder den öffentlichen Kassen der andern Staaten die 
von ihr ausgegebenen Silbertheilmünzen anzunehmen und gegen einen 
gleichen Betrag kurrenter Münzen (Goldstücke oder silberne Fttnf- 
frankenstückel auszuwechseln unter der Bedingung, dass der zur Um- 
wechslung gebrachte Betrag nicht unter hundert Franken sei. Diese 
Verpflichtung besteht noch zwei Jahre nach Ablauf des gegenwärtigen 
Vertrages in Kraft. 

Art. 9. Die hohen vertragschliessenden Theile dürfen Silber- 
münzen zu Fr. 2, 1, 50 und 20 Ct., die nach den Vorschriften des 
Art. 4 geprägt sind , nur bis zum Belaufe von Fr. 6 auf jeden Ein- 
wohner ausgeben. 

Mit Rücksicht auf die jüngsten, in jedem Staate vorgenommenen 
Volkszählungen und auf die muthmassliche Bevölkerungszunahme bis 
zum Ablaufe gegenwärtigen Betrages werden die betreffenden Beträge 
festgestellt 

für Belgien auf Fr. 32,000,000 

„ Frankreich „ „ 239,000,000 

„ Italien „ „ 141,000,000 

„ die Schweiz „ „ 17,000,000 

Auf Rechnung obiger Summen, welche die Regierungen zu prägen 
befugt sind, kommen die Beträge, welche bereits ausgegeben sind : 

Durch Frankreich, kraft des Gesetzes vom 26. Mai 1864, in Fünfzig- 
und Zwanzig-Centimesstücken für ungefähr 16 Mill. 

Durch Italien, kraft des Gesetzes vom 24. August 1862, in Zwei- 
und Einfranken- , Fünfzig- und Zwanzig-Centesimistücken für ungefähr 
100 Mill. 

Durch die Schweiz, kraft des Gesetzes vom 31. Januar 1860, in 
Zwei- und Einfrankenstücken für Fr. 10,500,000. 

Art. 10. Der Feingehalt nach Tausendsteln soll von nun an auf 
den in den vier Staaten geprägten Gold- und Silbermünzen angemerkt 
werden. 

Art. 11. Die vertragschliessenden Regierungen werden einander 
alljährlich den Belang ihrer Ausgabe an Gold- und Silbermünzen, den 
Stand der Einlösung und Umschmelzung ihrer alten Münzen, so wie 
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alle auf das Münzwesen bezüglichen Verfügungen und Schriftstücke 
mittheilen. 

Sie werden einander gleichermassen von allen Vorgängen, welche 
den gegenseitigen Verkehr ihrer Gold- und Silbermünzen betreffen, 
Kenntniss geben. 

Art. 12. Das Recht des Beitritts zur gegenwärtigen Cebereinkunft 
ist jedem Staate gewahrt, der deren Verbindlichkeiten übernehmen 
und das Vereinsmünzsystem in Betreff der Gold- und Silbermünzen ein- 
führen will. 

Art. 13. Die Vollziehung der in gegenwärtiger Uebereinkunft ent- 
haltenen gegenseitigen Verpflichtungen ist so weit als nöthig der Er- 
füllung der Formalitäten und Vorschriften untergeordnet, welche durch 
die Verfassungsgesetze derjenigen der hohen vertragschliessenden 
Theile vorgesehen werden, die deren Anwendung zu bewirken gehalten 
sind, was sie in möglichst kürzester Frist zu thun sich verpflichten. 

Art. 14. Gegenwärtige Uebereinkunft soll bis zum 1. Januar 1860 
in Kraft verbleiben. Wenn ein Jahr vor dieser Frist die Uebereinkunft 
nicht gekündigt ist, so bleibt sie mit voller Rechtskraft auf eine weitere 
Zeitdauer von 15 Jahren verbindlich und so fort von 15 zu 15 Jahren, 
solange eine Kündigung nicht erfolgt. 

Art. 15. Gegenwärtige Uebereinkunft soll ratifizirt und die Rati- 
fikationen sollen in Paris nach sechs Monaten oder früher wenn mög- 
lieb ausgewechselt werden. 

Zur Urkund dessen u. s. w. 

Paris, am 23. Dezember 1865. 



Erhöhung des Umlaufes der Münzscheine zu zehn Kreuzer 
Oesterreichischer "Währung bis zum Betsage von zwölf Millionen 

Gulden Oesterreichischer Währung in Oesterreich. 
(Gültig für das ganze Reich mit Ausnahme des Lombardisch- Veneziani- 
schen Königreiches.) 
Um den Bedürfnissen des Kleinverkehrs nach Scheidemünze unter 
den dermaligen Verhältnissen die Befriedigung zu sichern, finde Ich 
auf Grund Meines Patentes vom 20. September 1865 etc. zu verordnen : 

I. Die Hinausgabe von Münzscbeinen zu zehn Kreuzer Oester- 
reichischer Währung im Sinne der Kaiserlichen Verordnung vom 17. 
November 1860, deren Betrag durch Artikel III. des Gesetzes vom 17. 
November 1863 auf vier Millionen Gulden Oesterreichischer Währung 
beschränkt wurde, ist nach Massgabe des Bedürfnisses wieder bis auf 
den Betrag von zwölf Millionen Gulden Oesterreichischer Währung zu 
erhöhen. 

II. Die Kommission zurKontrole der Staatsschuld wird überwachen, 
dass der Münzscheinumlauf die Maximalhöhe von 12 Millionen Gulden 
Oesterreichischer Währung nicht überschreite. 



4SQ Miscellen. 

III. Mein Finanz-Minister ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes 
beauftragt. 

Scbönbrunn, 25. Mai 1866. 

Franz Joseph in. p. 

(Wien. Ztg 29. Mai.) 

— e. Der Jahresbericht der österreichischen Nationalbank 
für 1866 (29 S. gr. Qu. mit 12 Beilagen) — ist eine wegen ihrer that- 
sächlichen Mittheilungen beachtenswerthe Druckschrift, wenn gleich die 
nahezu erreichte Zurückfubrung des Institutes auf den normalen Stand 
seitdem wieder durch die politischen Ereignisse in die Ferne gerückt 
ist. Gegenüber dem Verlangen, eine stärkere Notencirculation aufrecht 
zu erhalten und hiedurch reichlicheren EscomptekrediJ zu gewähren, 
wird u. A. geltend gemacht, dass die Abnahme der Circulation um 
75 Mill. fl. seit dem Abschluss des Uebereinkommens von 1863 auch 
darauf zurückzuführen sei, dass durch Hebung des Werthes der Papier- 
valuta um 45°/o weniger Noten vom Verkehr aufgenommen werden. 

Zur Statistik der österreichischen Kreditentwickelung wird mit- 
getheilt, dass am 31. Dez. 1853 die Nationalbank 81, 31. Dez. 1865 
150 Millionen" fl. Escompte- und Lombard-Kredit den Kunden gewährt 
hatte. Dies ist um so bemerkenswerther , als seit 1853 rein dem In- 
dustrie- und Handelskredit 78 Mill. fl. weiteres Bankkapital neuerer In- 
stitute sich zur Verfügung stellte; diese Institute verfügen über mehr 
als 60 Mill. verzinslicher Depositen und gewähren über 95 Mill. fl. 
Escompte- und Lombardkredit. — Die Benüzung des Clearinggeschäftes 
zwischen der Nationalbank, der Kreditanstalt und der angloösterreichischen 
Bank im Saldosaale hat sich, wie die Bank klagt und wie aus der werth- 
vollen Beilage des 9. Berichtes (Uebersicht der täglichen Revirementsbe- 
träge und der baarbeglichenen Saldi) hervorgeht, noch nicht umfassend 
eingelebt. Das höchste Monatsrevirement hat der Mai 1865 mit 54,» Mill. fl., 
wovon W/o baar saldirt. Sonst erreichen die Baarsaldirungen noch 
über 40°/o. — Eine neue Einrichtung ist die Einführung von Anweisungen 
aller Filialien unfer einander (p. 11). — Zur Beförderung des 
Clearinggeschäftes übernimmt die Bank schon seit 1864 Wechsel, Effecten, 
Checks auf die Kreditanstalt und auf die austro-engliscbe Bank provisions- 
frei in laufender Rechnung. 



2) Handel etc. 

Viehhandel in Chicago. — Der Viehhandel hat in Chicago eine 
Ausdehnung erreicht, wie sie vor Jahren kaum Jemand für möglich 
gehalten hätte. Sechs grosse Viehmärkte konnten das Bedürfniss des 
grossartigen Geschäfts nicht mehr befriedigen und Letzteres verlangte 



